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43. Kundmachung: Ratifikation des Multilateralen Abkommens über die kommerziellen Rechte
im nichtplanmäßigen Luftverkehr in Europa durch Irland.

44. Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Kulturabkommens durch Griechenland und den
Beitritt der Schweiz und des Heiligen Stuhls zu diesem Abkommen.

45. Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Gebührengesetzes 1957 durch den Ver-
fassungsgerichtshof.

46. Kundmachung: Weitere Ratifikationen des Übereinkommens über Lufttüchtigkeitszeugnisse
eingeführter Luftfahrzeuge.

4 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 19. Feber 1963 über die Ratifikation des
Multilateralen Abkommens über die kom-
merziellen Redite im nichtplanmäßigen Luft-

verkehr in Europa durch Irland.

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Internationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO)
ist das Multilaterale Abkommen über die kom-
merziellen Rechte im nichtplanmäßigen Luftver-
kehr in Europa, BGBl. Nr. 163/1957, seit der
Kundmachung vom 17. Feber 1961, BGBl. Nr. 58,
von Irland ratifiziert worden.

Gorbach

4 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 19. Feber 1963 über die Ratifikation des
Europäischen Kulturabkommens durch Grie-
chenland und den Beitritt der Schweiz und
des Heiligen Stuhls zu diesem Abkommen.

Nach Mitteilung des Generalsekretariats des
Europarates hat seit der Kundmachung BGBl.
Nr. 170/1958 Griechenland am 10. Jänner 1962
seine Ratifikationsurkunde zum Europäischen
Kulturabkommen, BGBl. Nr. 80/1958, hinterlegt.

Weiters sind die Schweiz am 13. Juli 1962 und
der Heilige Stuhl am 10. Dezember 1962 dem
Abkommen beigetreten.

Die Beitrittsurkunde der Schweiz enthält fol-
genden Vorbehalt:

„Mit Rücksicht auf die föderalistische Struktur
der Schweiz und insbesondere die Zuständigkeit
der Kantone auf dem Gebiet der Erziehung und
der Kultur, wie sie sich aus der Bundesverfassung
ergibt, wird diese Zuständigkeit bei der Anwen-
dung des Abkommens durch die Schweiz vor-
behalten."

Gorbach

4 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 25. Feber 1963 über die Aufhebung
einer Bestimmung des Gebührengesetzes 1957

durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr . 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 15. Oktober 1962, G 3, V 4/62-13
— dem Bundeskanzleramt am 5. Feber 1963 zu-
gestellt — im § 9 des Gebührengesetzes 1957,
BGBl. Nr . 267, die Worte „eine Gebühr nach
diesem Bundesgesetz nicht oder nicht vorschrifts-
mäßig entrichtet oder wird" als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tri t t mit dem Ablauf des
30. September 1963 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Vorschriften treten nicht
wieder in Kraft.

Gorbach

46. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 25. Feber 1963 über weitere Ratifika-
tionen des Übereinkommens über Lufttüch-
tigkeitszeugnisse eingeführter Luftfahrzeuge.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Internationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO)
haben folgende weitere Staaten das Übereinkom-
men über Lufttüchtigkeitszeugnisse eingeführter
Luftfahrzeuge, BGBl. Nr. 245/1961, ratifiziert:

Staaten
Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde

Spanien 1. August 1961
Schweiz 20. September 1961
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Staaten
D a u m der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde

Belgien 6. Oktober 1961
Vereinigtes Königreich

von Großbritannien
und Nordirland (mit
Erklärung) 5. Dezember 1961

Norwegen 11. April 1962
Bundesrepublik

Deutschland 17. Juli 1962
Dänemark 13. September 1962
Niederlande (mit Er-

klärung) 25. September 1962
Frankreich 29. November 1962

Die Regierung des Vereinigten Königreichs
von Großbritannien und Nordirland hat unter
Bezugnahme auf Artikel 16 des Übereinkom-
mens erklärt, daß, soweit es sie betrifft, der Aus-
druck „Mutterland" nur das Vereinigte König-
reich von Großbritannien und Nordirland um-
faßt.

Die Regierung der Niederlande hat erklärt, daß
sich die Genehmigung des Übereinkommens auf
das Königreich der Niederlande in Europa und
die Niederländischen Antillen bezieht.

Gorbach


